
A1-263 Mehr Gerechtigkeit und Nachhaltigkeit bei der Regulierung und Besteuerung von Grund
und Boden sowie des Immobilienmarktes

Antragsteller*in: Martin Reents (LAG Planen Bauen Wohnen Stadtentwicklung Berlin)

Änderungsantrag zu A1

Von Zeile 263 bis 267:

Begründung

Zur Klarstellung und zur Prüfung, ob ich das mit der Übergangsregelung richtig verstanden habe. Der
tiefere Sinn der Forderung nach einer Abschaffung der Umlagemöglichkeit entzieht sich mir allerdings,
wenn zugleich nach einer Übergangsregelung gerufen wird, die die Effekte der Abschaffung umgehend
neutralisiert. Kann man nicht einfach auch nur die Umlagemöglichkeit lt. Betriebskostenverordnung
abschaffen und evtl. Klauseln in Mietverträgen, die eine Umlagemöglichkeit der Grundsteuer explizit
vorsehen, für unwirksam erklären? Geht das wirklich nicht?

1. ordentliche Sitzung der BAG Planen, Bauen, Wohnen

die Grundsteuer künftigbei neuen Mietverträgen nicht mehr als Betriebskosten auf die Miete
umgelegt werden kann. Für bestehendealle bestehenden Mietverträge ist eine kostenneutrale 
Übergangsregelung zu schaffen (z.B. in indem der derzeitige Grundsteuerbetrag eingefroren und
einmalig auf die Nettokaltmiete umgelegt wird, für Mieter*innen ist das kostenneutral)wird)
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